


Die Arbeitenden müssen ihre eigenen Interessen durchsetzen! 


Eine Woche nach Abgang des Diktators 
Mubarak hat eine Welle von Streiks 
Ägypten erfasst. Die Arbeiter fordern 
vor allem höhere Löhne in diesem 
Land, wo 40% der Bevölkerung von 
weniger als 2 Dollar am Tag leben 
Muss. 


Sie haben gerade erst erlebt, dass die 
Bevölkerung die Kraft hatte, mit ihren 
entschlossenen Demonstrationen und 
Streiks den gefürchteten Diktator 
zum Rücktritt zu zwingen. Der 
Hass war größer geworden als « 


die Angst. Es ist nun die Frage, 7“ 
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ob die Arbeitenden jetzt auch die "8 
Kraft und das Bewusstsein besit- 
zen, um konsequent für wirkliche 
Verbesserungen ihrer Lebensbe- 
dingungen zu kämpfen. 


Die imperialistischen Staaten, 
allen voran die USA, haben $ 
Mubarak jahrelang unterstützt. ! 
Doch die Diktatoren nutzen 
ihnen nur so lange etwas, wie 
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Seit der Verjagung des Diktators streiken Arbeiter dafür, 
dass sie nun auch für ihr Leben etwas ändert. 


die Konzerne und Herrschenden der 
großen westlichen Staaten. 

Deshalb haben die USA ihren einstigen 
Schützling zum Rücktritt gedrängt. Sie 
hoffen, dass damit die Proteste aufhö- 
ren, bevor die Bevölkerung anfängt, 
noch viel weitergehendere Veränderun- 
gen zu verlangen. Sie hoffen, dass es 
genügt hat, das Gesicht an der Spitze 
der Regierung auszutauschen und vage 
demokratische Veränderungen zu ver- 
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droht mit dem Verbot von sozialen De- 
monstrationen. 


Offensichtlich haben die ausgebeuteten 
Massen von dieser Armeeführung kein 
Brot und keine Arbeit, kein Ende ihres 
Lebens in bitterer Armut zu erwarten. 
Und nicht einmal grundlegende demo- 
Kratische Freiheiten. 


Vielleicht wird die Armee so etwas wie 


_ | Wahlen durchführen lassen und 


ein paar bürgerliche Parteien 
a erlauben — und selbst das ist 
I noch nicht sicher. 

Doch schon macht die Armee 
deutlich, dass diese „Demokratie“ 
für die arbeitende Bevölkerung 
nicht gelten soll. Dass sie weiter 
von denselben Polizisten und 
Militärs mit Schlagstöcken und 
Gewehren unterdrückt, weiter 
ie von denselben ägyptischen und 
{vor allem internationalen Firmen 
für Armutslöhne ausgebeutet 
werden soll — darunter übrigens 





sie mit ihrer Diktatur die ausgebeutete 
Bevölkerung klein und ruhig halten. 
Wenn ihnen das nicht mehr gelingt, 
dann können diese Diktatoren für die 
sogenannten „Demokratien” sogar zu 
einem Problem werden, weil sie so viel 
Wut und Hass kristallisieren. 


Wenn nämlich die Arbeitenden erst ein- 
mal anfangen zu kämpfen, können sie 
spüren, welche Kraft sie gemeinsam 
haben, können Erfahrungen sammeln, 
lernen... Und dann kann es passieren, 
dass sie sich nicht mehr nur gegen die 
Person des Diktators wenden, sondern 
gegen die, die hinter ihm die Bevölke- 
rung ausbeuten und unterdrücken: Poli- 
zei und Armee, die einheimischen Rei- 
chen und Unternehmer und vor allem 


sprechen, damit wieder „Normalität“ in 
Ägypten einkehrt. 

Dafür soll die Armeeführung sorgen, 
also dieselben Generäle und Offiziere, 
die seit Jahrzehnten alle wichtigen Pos- 
ten im Staat besetzen und ganze Teile 
der Wirtschaft beherrschen. Angefan- 
gen bei Mubaraks Nachfolger Tantaui, 
der schon seit 1991 Verteidigungsmi- 
nister des Diktators war. Der gesamte 
Staatsapparat der Diktatur ist also wei- 
ter an der Macht... und der soll nun an- 
geblich „Demokratie einführen“. 


Schon gibt die Armeeführung einen 
ersten Eindruck davon, was sie sich 
unter Demokratie und Freiheit vorstellt: 
Sie erklärt, dass Streiks und Demonst- 
rationen dem Land schaden, bezeich- 
net die streikenden Arbeiter als 
„unverantwort-iche Elemente“ und 


BASF, Siemens, Daimler, BMW, Thys- 
senKrupp, RWE... 


Doch noch ist nicht sicher, ob der Plan 
der Generäle und ihrer Beschützer in 
den USA und Europa aufgehen wird. Es 
ist zumindest zu hoffen, dass die Arbei- 
ter, die heute streiken, sich weder von 
Appellen an ihre „Verantwortung für die 
Wirtschaft des Landes“ beeindrucken 
lassen, noch von den Drohungen der 
Armeeführung. 


Wenn sich nämlich die zahlreiche Arbei- 
terklasse Ägyptens massenhaft dazu 
entschließt, für die Interessen der Aus- 
gebeuteten in den Kampf zu treten, für 
ausreichend Arbeitsplätze, ausreichend 
Lohn, für Essen und Wohnung, für das 
Recht auf eigene Gewerkschaften und 





Der Ärztemangel ist künstlich geschaffen 


Es ist fast schon normal, dass Men- 
schen mit Schmerzen 2 oder sogar 3 
Monate auf einen Untersuchungster- 
min warten müssen, dass alte Men- 
schen eine kilometerweite Entfernung 
bis zum nächsten Facharzt überwin- 
den müssen, dass Wartezimmer über- 
füllt und Wartelisten für Therapien un- 
endlich lang sind. All dies, nur weil es 
viel zu wenig Ärzte gibt. 

Dieser Ärztemangel ist künstlich er- 
zeugt worden, von Regierungen, Kran- 
kenassen und Ärzteverbänden — und 
zwar rein aus Geldgründen. 


Zum einen wird seit den 60er Jahren 
die Zahl der Studienplätze für Medizin 
durch einen Numerus Clausus (NC) 
beschränkt. Dadurch wird die Zahl der 
Medizinstudenten und damit der Ärzte 


Dieser Schuh 
passt uns nicht 


Die Stadtverwaltung von Essen über- 
legt, die drei Bürgerämter in Kupfer- 
dreh, Kettwig und Stoppenberg zu 
schließen. Dadurch würde sie weitere 
6,5 Arbeitsplätze vernichten. Und die 
Beschäftigten der restlichen 6 Bürger- 
amter müssten deren Arbeit mit über- 
nehmen. 


Um ihren Sparplan etwas besser da- 
stehen zu lassen, erklären die Politi- 
ker, dieser Sparvorschlag sei ja gar 
nicht ihre Idee, sondern „von den Bür- 
gern” selber gekommen... im Rahmen 
eines Programms im Internet, bei dem 
die Essener Einwohner Vorschläge 
machen sollen, wie man die Stadt 
kaputt sparen kann. Da fragen sie uns 
auf einmal nach unserer Meinung... 
nur um dann erklären zu können, wir 
selber hätten die Sparmalßnahmen ja 
vorgeschlagen. 


Aber ganz ehrlich: Vernichtung von 
Arbeitsplätzen, weitere Wege, längere 
Wartezeiten und Bearbeitungszeiten 
für die Einwohner — wann haben die 
Politiker uns jemals dafür gebraucht, 
um auf solche tollen Verschlechte- 
rungsvorschläge zu kommen!? Diesen 
Schuh können sie sich mal schön sel- 
ber anziehen. 





gezielt klein gehalten. Denn weniger 
Ärzte heißt auch weniger Verschrei- 
bungen, also weniger Ausgaben für 
die Krankenkassen. Dass dabei die 
Versorgung leidet, störte die Zuständi- 
gen offensichtlich nicht. 

Mittlerweile ist der Mangel an Ärzten 
dermaßen groß geworden, dass die 
Landesregierung in NRW letzte Woche 
beschlossen hat, 200 Medizinstuden- 
ten pro Jahr mehr zuzulassen. Dies ist 
allerdings nicht mehr als ein Tropfen 
auf den heißen Stein... und ändert 
außerdem in den nächsten 10 Jahren 
erst einmal gar nichts. 


Doch selbst in den Städten und Fach- 
richtungen, wo es ausreichend Ärzte 
gäbe, fehlt es an Arztpraxen. Denn die 
Kassenärztliche Vereinigung und die 
Krankenkassen beschränken die Zahl 
der Arztpraxen pro Stadt. Sie bestim- 
men, wie viele Ärzte einer Fachrich- 
tung es pro 100.000 Einwohner höchs- 
tens geben darf. Ist die Zahl voll, darf 
keine weitere Arztpraxis in der Stadt 
aufmachen. Davon profitieren auch die 
bestehenden Arztpraxen: Sie sichern 
sich eine große Patientenzahl und 
damit hohe Einkommen. 


Zu leiden hat unter diesem künstlich 
erzeugten Ärztemangel vor allem der 
armere Teil der Bevölkerung. Privatpa- 
tienten werden in den meisten Arztpra- 
xen grundsätzlich vorgezogen. 


Außerdem siedeln sich die Ärzte eher 
in den reicheren Stadtteilen an, wo 
mehr Privatpatienten leben. Da aber 
die Zahl der Arztpraxen pro Stadt und 
nicht pro Stadtteil begrenzt wird, gibt 
es in den reicheren Stadtteilen meist 
ausreichend Ärzte, während der Ärzte- 
mangel in den Arbeiterstadtteilen um- 
so schlimmer ist. Und so kommt es 
dann, dass es im Essener Norden nur 
noch 2 Kinderärzte für über 10.000 
Kinder gibt und im Duisburger Norden 
für 70.000 Menschen nur noch einen 
Augenarzt! 


Es gabe genug motivierte junge Men- 
schen, die gerne Ärzte werden wür- 
den. Es mangelt uns auch nicht an 
Gebäuden für Arztpraxen oder an Ge- 
räten, um diese modern auszustatten. 
Es mangelt einzig an einer Gesell- 
schaft, in der eine gute medizinische 
Versorgung an erster Stelle steht und 
nicht das Geld. 


Armut macht Demokratie unmöglich 


Ermutigt von den Beispielen in Tunesi- 
en und Ägypten, wagen es seit Wo- 
chen in vielen arabischen Ländern 
immer wieder Zehntausende, auf die 
Straße zu gehen: im Jemen, in Algeri- 
en, in Lybien, Bahrain usw. Obwohl die 
Herrscher mit brutaler Gewalt auf die 
Proteste reagieren, obwohl die De- 
monstrationen niedergeschlagen und 
immer wieder Demonstranten getötet 
werden, finden sie den Mut, weiterzu- 
machen. Und sie haben mehr als 
Recht — denn es ist der einzige Weg, 
um etwas zu verändern. 


Damit sich jedoch wirklich etwas ver- 
andern kann, werden die Arbeitenden 
dort für zwei Dinge kämpfen müssen: 
für demokratische Rechte — und für 
das Recht auf Brot, Arbeit und Lohn. 
Denn Armut und Demokratie sind un- 
vereinbar. Wie soll es Demokratie ge- 
ben, wenn man Menschen täglich da- 


mit erpressen kann, ob sie etwas zu 
Essen bekommen? Wenn die Men- 
schen zwar frei ein Kreuz bei der Wahl 
machen und ihre Meinung schreiben 
dürfen, aber weder das Geld für eine 
Zeitung haben, noch für die Schule... 
oder um in die Hauptstadt demonstrie- 
ren zu fahren? 

Und es wird auch keine Demokratie 
geben, wenn ein Staat die Löhne im 
öffentlichen Dienst nicht zahlen kann: 
Dann nämlich organisieren sich Beam- 
te, Polizisten und Militärs fast zwangs- 
läufig ihren Lohn dadurch, dass sie die 
Bevölkerung für jedes Papier, jeden 
Stempel oder auch nur für das Recht 
weiterzuleben bezahlen lassen. 


Für die arbeitende Bevölkerung wird 
es daher so etwas wie Demokratie nur 
dann geben können, wenn sie gleich- 
zeitig ihr Recht auf Leben, wenn sie 
soziale und wirtschaftliche Verände- 
rungen erkämpft. 


18. Februar 2011 


DAS ROTE TUCH 


Seite 3 





Die Sparmassnahmen der Deutschen Bahn sind tödlich 


Zehn Tote und zahlreiche Verletzte 
forderte das schwere Zugunglück En- 
de Januar in Hordorf, bei dem ein Per- 
sonenzug und ein Güterzug auf der 
eingleisigen Strecke aufeinander prall- 
ten. 

Dieses schlimme Unglück hätte nicht 
passieren müssen, hätte die Bahn 
nicht offensichtliche Sicherheitsrisiken 
in Kauf genommen. 


Eine eingleisige Strecke ist immer ein 
Risiko. Und wenn die Bahn schon 
nicht das Geld in die Hand nimmt, um 
ein zweites Gleis zu 
bauen, hätte sie 
zumindest die 
grundlegende Si- 
cherheitstechnik 
einbauen müssen: 
die Punktförmige [| 
Zugbeeinflussung 
(PZB), die einen Zug 
beim Überfahren | 
eines Haltesignals 
automatisch stoppt. 
Dabei existiert diese 
Technik schon seit 
1934! 


Eine vollständige 
Ausrüstung aller 


Vergiftung 
ganz ökologisch 


Bei Bard in Ostfriesland, einem Be- 
trieb für Windräder, müssen Arbeiter 
immer wieder giftige Dämpfe von Epo- 
xidharzen einatmen. Ausreichend 
Schutzkleidung und Aufklärung über 
die Gefahren der Stoffe bekommen 
sie nicht. Einige bekommen Haut- 
Krankheiten, Atemwegserkrankungen 
oder müssen sich sogar operieren 
lassen. Polnische Leiharbeiter werden 
einfach zurück nach Polen geschickt, 
wenn sie krank geworden sind. 

Und das Verrückte ist: Für ihre 
Produktion von „Alternativen Ener- 
gien” erhalten solche Unternehmer im 
Namen des Umweltschutzes auch 
noch Millionen Euro vom Staat. 
Offensichtlich gehören Gesundheit 
und Umwelt der Arbeiter nicht zum 
Umweltschutz... 





Strecken mit diesem elementaren Si- 
cherungssystem würde die Deutsche 
Bahn nur ein paar Millionen kosten — 


sie alle Schuld auf den Lokführer des 
Güterzuges abwälzt, der wohl wegen 
fahrlässiger Tötung angeklagt wird. 


Wie in Hordorf sind immer noch zahlreiche Strecken 
eingleisig und nicht einmal mit der grundlegenden 
Sicherheitstechnik ausgerüstet. 





ein Klacks für ein solches Milliardenun- 
ternehmen. Doch die Deutsche Bahn 
spart seit Jahren am Schienennetz, 
erst recht seit dem geplanten Börsen- 
gang. Daher fehlt heute noch vielen 
Strecken, vor allem in Ostdeutschland, 
das PZB-System. 


Fahrlässige Tötung? Man kann auch 


Bundeswehr: 
Tod und Trauma 


Immer mehr Soldaten kehren völlig 
traumatisiert aus den blutigen Kriegs- 
einsätzen in Afghanistan zurück: Letz- 
tes Jahr traf es in Deutschland min- 
destens 655 Soldaten - fast dreimal 
so viele wie noch 2008. Viele leiden 
unter Angst- und Panikattacken. Sie 
mussten oft miterleben, wie die Dörfer 
und Städte Afghanistans von Bomben 
zerstört oder in Brand gesetzt wurden 
und zahllose Zivilisten der afghani- 
schen Bevölkerung brutal ermordet 
wurden... wenn die Soldaten nicht 
sogar selber mitmachen mussten. 

Die Kriegsarmeen der Reichen locken 
jedes Jahr tausende junge Leute vor 
allem aus ärmeren Schichten mit Geld 
und angeblichen Zukunftsperspekti- 
ven. Doch das einzige, was diese Ar- 
meen können, ist Leben und Zukunft 
von Menschen zu zerstören — überall. 


Die Verantwortung der Deutschen 


Bahn für das Unglück ist offensichtlich. 
Doch sie macht es sich einfach, indem 
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An Ausreden mangelt es nie 


„Wir können trotz der vielen Arbeit leider keine Leute einstellen, wir finden keine 
Fachkräfte“, sagen die Firmen. „Wir müssen die Rente ab 67 einführen, uns fehlen 
bald Millionen Fachkräfte“, sagt die Regierung. Der angebliche „Fachkräfteman- 
gel“ ist die neuste Ausrede für Alles geworden. Gleichzeitig aber ist die Zahl der 
Ausbildungsplätze 2010 wieder... um 1% gesunken. 


Also, solange die Betriebe nicht einmal das Geld in die Hand nehmen, um mehr 
auszubilden, solange ist der so genannte „Fachkräftemangel“ wirklich nichts als 
eine billige Ausrede... im wahrsten Sinne des Wortes. 


Doktor Eisenbart 


Da hat man ihn also beim Schummeln ertappt, den jung-dynamischen, aufstre- 
benden Verteidigungsminister Karl-Theodor Freiherr zu Guttenberg. Ganze 
Passagen seiner Doktorarbeit hat er wohl von anderen abgeschrieben. 


In der großen Welt der Politiker gibt es ganz andere Betrügereien. Wie viele Politi- 
ker, die sich so gerne als Ordnungshüter und Moralapostel präsentieren, nutzen 
ihre Posten und Beziehungen zu großen Firmen, um ihre persönlichen Interessen 
und Geldbedürfnisse zu befriedigen! 

Allerdings sind sie meistens schlau genug, sich nicht dermaßen einfach dabei 
erwischen zu lassen... anders als unser Herr Doktor. 
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HartzIV: Bei Kürzungen waren sie schneller! 


Noch immer feilscht die Regierung um 
jeden Cent HartzlIV. Dabei geht es 
ohnehin um eine empörend winzige 
Erhöhung, im besten Fall um 8 Euro 
im Monat. Dafür braucht die Regierung 
schon ein ganzes Jahr. 

Mit ihrem Schneckentempo hat sie es 
jedenfalls geschafft, dass die 5 oder 8 
Euro schon wieder weg sind, bevor sie 
überhaupt das erste Mal gezahlt wer- 
den. Die Preissteigerungen des letzten 
Jahres haben die Erhöhung längst 
wieder aufgefressen. 


Ja, wenn es darum gegangen wäre, 
die Zuzahlungen bei Medikamenten 
oder die Mehrwertsteuer zu erhöhen, 
dann wäre es sicher schneller gegan- 
gen. Bei Entscheidungen, die das Le- 
ben von Millionen Menschen ver- 
schlechtern, haben sie weniger Proble- 
me. Auch mit den Verschlechterungen 
für HartzIV-Empfänger hat die Regie- 
rung nicht gewartet. Da hat sie im Sep- 
tember nur wenige Wochen 
gebraucht, um die Streichung 
des Elterngeldes, des Heiz- 
kostenzuschusses und des! 
Rentenzuschusses zu be- 
schließen... und zum 1.Januar 
war alles schon umgesetzt! 


Schnell ist die Regierung | "e\ 
auch, wenn es darum geht, | 
Milliardengeschenke zu fin- 
den... für Banken oder Millio- 
näre. Doch bei den Ärmsten 
der Gesellschaft und insbe- 
sondere bei Millionen Kindern 
von HartzIV-Empfängern und N 
Geringverdienern, da wird . 

jeder Cent dreimal umgedreht. 


Sie sind nicht bereit, deren Lage auch 
nur ein wenig zu verbessern. Ge- 
schweige denn, dass sie bereit wären, 
gegen die Ursachen der Armut vorzu- 
gehen: Gegen die Millionen fehlender 
Arbeitsplätze. Gegen die Niedriglöhne 
der 1,36 Millionen Arbeitenden, die 
noch zusätzlich HartzIlV zum Leben 
brauchen. Gegen die niedrigen Löhne 
von weiteren Millionen, die nur wenig 
mehr als HartzlV verdienen. 


Denn das würde bedeuten, gegen die 
Verursacher hiervon vorzugehen — und 
das sind die größeren Unternehmen. 
Sie sind es, die uns immer schlechter 
bezahlen, immer mehr Arbeitsplätze 
vernichten oder sie in Leiharbeit, Mi- 
nijjobs und Teilzeit verwandeln. Sie 
stoßen damit Millionen Arbeitende 


nahe an HartzlV oder in HartzIV... um 
auf diese Weise Rekordgewinne in 
Milliardenhöhe zu machen, ob bei 
BASF, bei Bosch, bei Daimler... 





Ein echter Aufschwung... der Preise 


Für viele werden die Monatsenden jetzt noch schwieriger: Denn die Lebensmiittel- 
preise steigen massiv. Tomaten sind im letzten Jahr 52% teurer geworden, Pflan- 
zenöl 40%, Kartoffeln 27%, Butter 23%, Kaffee 20% und, und, und. 


Es ist ein echter Hohn, wenn wir dann noch zu hören bekommen, wir müssten uns 


halt daran gewöhnen, die Zeit der „außergewöhnlich niedrigen“ Preise in Deutsch- 
land wäre nun vorbei. Sicher, wir können uns daran gewöhnen... und zwar dann, 
wenn auch die Zeit der niedrigen Löhne und Renten vorbei ist. 


Wollen Sie uns 
erreichen? 





Die Unternehmen müssen gezwungen 
werden, einen Teil dieser Milliardenge- 
winne zu verwenden, um deutlich 
mehr Arbeitsplätze zu schaffen — und 
zwar unbefristet und in Vollzeit. Und 
um in allen Branchen und Berufen 
Löhne zu zahlen, von denen man ver- 
nünftig leben kann - Löhne, die außer- 
dem steigen, sobald die Preise stei- 
gen. 


Die Regierung wird solche Maßnah- 
men nicht ergreifen. Sie ist voll und 
ganz damit beschäftigt, für Unterneh- 
men und Reiche immer noch bessere 
Bedingungen zu schaffen und dafür 
die einfache Bevölkerung immer noch 
weiter zu erniedrigen. 


Doch mit diesen schreienden Unge- 
rechtigkeiten, mit der wachsenden 
Schere zwischen Arm und Reich, mit 
ihrer Gier und Skrupellosigkeit werden 
sie auch in den „reichen“ Ländern das 
Fass der Empörung irgendwann zum 
Überlaufen bringen. Und dann wird die 
arbeitende Bevölkerung selber die 
notwendigen großen Veränderungen 
durchsetzen können, auf die sie von 
den Herrschenden lange warten kann. 


Löhne zum explodieren 


Die Arbeiter von Hermes, TNT, von 
vielen privaten Post- und Paketdiens- 
ten wissen, wovon bei den HartzIV- 
Verhandlungen die Rede ist. 

Sie gehören nämlich zu denen, die oft 
den ganzen Tag arbeiten müssen — 
und trotzdem HartzIV brauchen. Sie 
erhalten 6 oder 7 Euro Stundenlohn, 
die Hälfte von ihnen hat sogar nur 
einen 400-Euro-Vertrag. Doch dann 
kommen Unmengen an Überstunden 
hinzu, die kaum und oft gar nicht be- 
zahlt werden. Und so geht fast keiner 
hier nach 40 Stunden Arbeit in der 
Woche mit mehr als 800-900 Euro 
monatlich nach Hause. 


Reiche Konzerne wie INT verdienen 
so Unsummen an der Not ihrer Arbei- 
ter. Und die Regierung feilscht noch 
um 8 Euro HartzIV-Erhöhung für sie. 
Sie alle müssen sich nicht wundern, 
wenn eines Tages die Wut der Arbei- 
ter explodiert... wie INT. 





